Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/2281 


Sachgebiet 9 


Vorblatt 


Verkehrsbericht 1970 der Bundesregierung 
hier: Dritter Abschnitt, Kapitel III über Binnen- 
schiffahrt 

(Schriftlicher Bericht des Ausschusses für Verkehr und 
für das Post- und Fernmeldewesen) 

A. Problem 

Die Binnenschiffahrt leidet unter einer unausgewogenen Struk- 
tur, denn 95 v. H. aller Unternehmen verfügen lediglich über 
bis zu drei Schiffe. 

B. Lösung 

Der Ausschuß schlägt im wesentlichen Maßnahmen vor, die 
einen Zusammenschluß der sogenannten Partikuliere zu wirt- 
schaftlich sinnvollen Unternehmenseinheiten fördern. 

Einmütigkeit im Ausschuß. 

C. Alternativen 

Entfallen 

D. Kosten 

Die Kosten im einzelnen können nicht beziffert werden. 
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Sachgebiet 9 

Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Verkehr und für das Post- und 
Fernmeldewesen 
(13. Ausschuß) 

über den Verkehrsbericht 1970 der Bundesregierung 
hier: Dritter Abschnitt, Kapitel III über Binnenschiffahrt 

— aus Drucksache VI/1350 — 


A. Bericht des Abgeordneten Mursch (Soltau-Harburg) 


Der Verkehrsbericht 1970 der Bundesregierung 
— Drucksache VI/1350 — wurde in der 81. Sitzung 
des Deutschen Bundestages am 2. Dezember 1970 
dem Ausschuß für Verkehr und für das Post- und 
Fernmeldewesen federführend und dem Haushalts- 
ausschuß zur Mitberatung überwiesen. Der Ver- 
kehrsausschuß hat die Vorlage in seinen Sitzungen 
am 21. Januar und 6. Mai 1971 behandelt. 

Zu dem Kapitel III über Binnenschiffahrt hörte 
der Ausschuß in geschlossener Sitzung am 21. Ja- 
nuar 1971 den Bundesverband der Deutschen Bin- 
nenschiffahrt e. V. und die Gewerkschaft öffentliche 
Dienste, Transport und Verkehr an, um sich über 
die Struktur dieses Gewerbezweiges und über deren 
Anliegen zu unterrichten. Dabei ergab sich, daß 
95. v. H. aller in der Binnenschiffahrt tätigen Unter- 
nehmen lediglich über bis zu drei Schiffe verfügen 
und daß diese sogenannten Partikuliere auf sich 
allein gestellt zu einer wirtschaftlichen Betriebs- 
führung nicht in der Lage sind. Sie können nur 
überleben, wenn sie sich auf freiwilliger Basis zu 
größeren Unternehmensgemeinschaften zusammen- 
schließen. Die Bedeutung einer gesunden und lei- 
stungsfähigen Binnenschiffahrt für die gesamte deut- 
sche Wirtschaft wird deutlich an der Tatsache, daß 
deren Transportleistung etwa 60 v. H. der Trans- 


portleistung der Deutschen Bundesbahn entspricht. 
Die Binnenschiffahrt ist damit der zweitgrößte deut- 
sche Verkehrsträger. 

Der Ausschuß hat in den nachstehenden Entschlie- 
ßungsentwurf die wesentlichen Vorschläge der Bin- 
nenschiffahrt auf genommen, die darauf ab zielen, den 
Zusammenschluß der Partikuliere zu wirtschaftlich 
sinnvollen Unternehmen seinh eiten zu ermöglichen. 
Folgende Vorschläge hat der Ausschuß nicht in sei- 
nen Entschließungsentwurf auf genommen: 

— Die Aufhebung des auch im Verkehrsbericht der 
Bundesregierung angesprochenen Reinvestitions- 
verbotes im Rahmen der Abwrackaktion für un- 
wirtschaftlichen Schiffsraum (gegen die Aufhe- 
bung dieses im Gesetz über den gewerblichen 
Binnenschiffsverkehr enthaltenen Verbotes be- 
stehen Bedenken aus Sicht des EWG-Rechts), 

— die Gewährung von ERP-Krediten für die Bin- 
nenschiffahrt sowie staatliche Finanzhilfen für 
die neu zu gründenden Unternehmensgemein- 
schaften (es wird zunächst von der Bundesregie- 
rung erwartet, daß sie im Rahmen des Mög- 
lichen und Vertretbaren Beträge in den Ent- 
würfen zum ERP-Wirtschaftsplan und zum Bun- 
deshaushaltsplan 1972 vorsieht), 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 1 
Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. (0 22 29) 6 35 51 



Drucksache VI/2281 


Deutscher Bundestag — ö. Wahlperiode 


— ein gesetzliches Anhörungsverfahren vor der 
Planung und vor dem Bau der Pipelines (der 
Ausschuß hält eine solche Regelung nicht für 
unbedingt erforderlich). 

Bei den Ausschußberatungen wurde deutlich, daß 
es möglicherweise notwendig wird, das Kartell- 
gesetz zu ändern, um die verkehrspolitisch sinn- 
volle und notwendige Zusammenarbeit in der Bin- 


nenschiffahrt zu erleichtern. Der Ausschuß hält die 
Berücksichtigung dieses Punktes bei der Ausarbei- 
tung der nächsten Vorlage zur Änderung des Kar- 
tellgesetzes für erforderlich. 

Der imfberatende Haushaltsausschuß tagt erst am 
17. Juni 1971. Falls er eine abweichende Auffassung 
vertritt, wird der Berichterstatter im Plenum be- 
sonders darauf hinweisen. 


Bonn, den 8. Juni 1971 


Mursch (Soltau-Harburg) 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. Kapitel III — Binnenschiffahrt — des Dritten 
Abschnitts des Verkehrisberichts 1970 der Bun- 
desregierung — aus Drucksache VI/ 1 350 — zur 
Kenntnis zu nehmen; 

2. folgenden Entschließungsantrag anzunehmen: 

Die Bundesregierung wird ersucht, 

a) alsbald einen Gesetzentwurf zur Änderung 
des Gesetzes über den gewerblichen Binnen- 
schiffsverkehr vorzulegen, der die Umwand- 
lung der öffentlich-rechtlichen Schifferbe- 
triebs verbände in Unternehme ns verbände mit 
freiwilliger Mitgliedschaft (z. B. Genossen- 
schaften, GmbH) zum Ziel hat und der auch 
eine Regelung enthält, wonach das Ausschei- 
den aus solchen Gemeinschaften nur mit be- 
sonderen Kündigungsfristen möglich ist; 


b) dafür Sorge zu tragen, daß die Kooperation 
in der Binnenschiffahrt in Form von Pools und 
Konventionen nicht durch kartellrechtliche 
Vorschriften behindert oder beeinträchtigt 
wird; 

c) im Rahmen der EWG darauf hinzu wirken, 
daß die vom Ministerrat als vorrangig be- 
zeichne te Verordnung über die zeitweise 
Stillegung von Schiffsraum dementsprechend 
beschleunigt verabschiedet wird und die Ver- 
ordnungen über die Harmonisierung der Ar- 
beitsbedingungen in der Binnenschiffahrt und 
über den Schutz des Personals im Zuge der 
Umstrukturierung der Binnenschiffahrt als- 
bald erlassen werden; 

d) dem Deutschen Bundestag über die auf Grund 
dieser Entschließung getroffenen Maßnahmen 
bis zum 30. Juni 1972 einen Bericht vorzu- 
legen. 


Bonn, den 8. Juni 1971 


Der Ausschuß für Verkehr 
und für das Post- und Fernmeldewesen 

Dr. Apel Mursch (Soltau-Harburg) 

V orsitzender Berichterstatter 
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